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Präambel 1 

 2 
In Koalitionsgesprächen, die von Respekt und Vertrauen getragen waren, sind die Christlich-3 

Demokratische Union Deutschland und die Sozialdemokratische Partei Deutschland in der 4 
Landschaftsversammlung Rheinland zu dem Ergebnis gekommen, für die 14. Wahlperiode 5 

(2014 – 2020) eine Koalition zu bilden.  6 
 7 

Die Fraktionen von CDU und SPD sehen einen Schwerpunkt ihrer Arbeit darin, die Inklusion 8 
im Rheinland zügig und zielorientiert voranzubringen. In allen Arbeitsbereichen des Land-9 

schaftsverbandes Rheinland muss das Handeln und die Zielsetzung an der Umsetzung einer 10 
inklusiven Gesellschaft ausgerichtet werden. Grundlage hierfür ist die UN-Behinderten-11 

rechtskonvention (UN-BRK) und der vom LVR daraus abgeleitete LVR-Aktionsplan zur Um-12 
setzung der UN-Behindertenrechtskonvention. 13 

Die Fraktionen von CDU und SPD stehen für eine konsequente und schnellstmögliche Um-14 
setzung des LVR-Aktionsplanes. 15 

Sie haben sich daher darauf verständigt, einen Inklusionsausschuss zu bilden, der dezer-16 
natsübergreifend daran arbeiten wird, die Umsetzung des Aktionsplans zu forcieren und zu 17 
begleiten.  18 

Darüber hinaus ist vorgesehen – sobald die gesetzlichen Voraussetzungen dafür geschaffen 19 
sind – in diesem Inklusionsausschuss Menschen mit Behinderungen selbstvertretend und 20 

gleichberechtigt mitwirken zu lassen.  21 
 22 

Das Leitziel der Umsetzung des Aktionsplanes bezieht sich auf alle Bereiche des LVR. Das 23 
wichtigste politische Handlungsfeld ist es, Menschen mit Behinderungen inklusives Leben in 24 

allen Bereichen unserer Gesellschaft zu ermöglichen.  25 
Neben vielen anderen Maßnahmen wollen wir inklusive Wohnprojekte voranbringen und för-26 

dern. Darüber hinaus wollen wir auch als Berater unserer Mitgliedskörperschaften agieren, 27 
um zu helfen, Inklusionsprojekte vor Ort zu entwickeln, zu steuern und umzusetzen. 28 

 29 
Neben dem Arbeitsschwerpunkt Inklusion sind wir uns als Träger zahlreicher Kultureinrich-30 

tungen unserer Verantwortung gegenüber den Menschen im Rheinland bewusst. Wir stehen 31 
zu der Aufgabe, das kulturelle Erbe im Rheinland zu erhalten und werden uns daher in Um-32 

setzung der bestehenden Beschlüsse dieser Aufgabe stellen. Hierzu gehört es, im Rahmen 33 
notwendiger Konsolidierungsbemühungen die Fortführung einzelner, schwach frequentierter, 34 
kultureller Einrichtungen des LVR zu überprüfen.  35 

 36 
Die Fraktionen von CDU und SPD stehen zur Trägerschaft für ihre Förderschulen. Die Schul-37 

landschaft in Nordrhein-Westfalen wird sich im Rahmen des Inklusionsprozesses verändern. 38 
Um insgesamt das Förderschulwesen im Rheinland in diesen Prozess optimal einzubetten 39 

und den Wandlungsprozess aus einer Hand effizient steuern zu können, bieten wir unseren 40 
Mitgliedskörperschaften an, auch die Trägerschaft für die Förderschulen zu übernehmen, die 41 

bislang noch in der Trägerschaft der Kreise und Gemeinden sind, soweit dies von den bishe-42 
rigen Trägern gewünscht wird.  43 

 44 
Im Bereich der Psychiatrischen Kliniken des Landschaftsverbandes Rheinland setzen wir uns 45 

für eine optimale Behandlung unserer Patientinnen und Patienten ein.  46 
Hierbei ist auch die Optimierung des baulichen Zustandes der Kliniken von großer Bedeu-47 

tung. Wir stehen für die zügige Fortführung der Umsetzung des beschlossenen Baupro-48 
gramms der Kliniken.  49 
Darüber hinaus bekennen wir uns zur Trägerschaft der Orthopädischen Klinik in Viersen. 50 

 51 
Um diese wichtigen Arbeitsfelder auf hohem Niveau erfüllen zu können, wollen wir die Effizi-52 

enz der Verwaltung im Sinne schneller und kompetenter Entscheidungen weiter erhöhen. 53 
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Dazu soll ein neuer Geschäftsverteilungsplan die bestehenden Ungleichheiten der Dezernate 54 
in Bezug auf Budget, Größe und Personalstärke abbauen, um so den Arbeitsablauf insge-55 

samt  zum Wohle der Bürgerinnen und Bürger im Rheinland zu optimieren.  56 
Dazu werden wir die Organisationsstrukturen der einzelnen Fachbereiche intern überprüfen. 57 
 58 

Wir sind uns der Verantwortung für die uns anvertrauten Menschen im Rheinland bewusst 59 
und uns ist klar, dass die finanzielle Lage der uns im Wesentlichen finanzierenden Kreise 60 

und kreisfreien Städte in weiten Teilen des Rheinlandes desaströs ist.  61 
Wir werden daher sehr intensiv an einer weiteren Konsolidierung des LVR-Haushaltes arbei-62 

ten. Neben der Überprüfung der Strukturen der Verwaltung werden wir sehr nachhaltig alle 63 
Kosten des LVR auf ihre Notwendigkeit hin überprüfen.  64 

Wir wissen um die Steigerung der Fallzahlen in der Eingliederungshilfe und die damit ver-65 
bundenen unausweichlich entstehenden Mehrkosten. Wir werden deshalb sehr eindringlich 66 

bei den Regierungsfraktionen im Bundestag einfordern, ihr im Koalitionsvertrag des Bundes 67 
festgelegtes Versprechen, die überörtlichen Träger der Sozialhilfe um 5 Mrd. Euro zu entlas-68 

ten, einzuhalten. Über gemeinsame Initiativen hierzu werden wir uns auch mit den anderen 69 
überörtlichen Trägern in der Bundesrepublik abstimmen. Nur so können die Kommunen im 70 

Rheinland auf Dauer bei steigenden Fallzahlen das notwendige Maß an finanzieller Stabilität 71 
erreichen. 72 

Unabhängig davon werden wir in allen Bereichen des LVR überprüfen, inwieweit Einsparun-73 
gen zu erzielen sind. Unser Ziel ist es, als verlässlicher Partner unserer Mitgliedskörper-74 
schaften  eine solide Finanzplanung zu erstellen, die dazu führt, dass die uns finanzierenden 75 

Körperschaften sich auf stabile Umlagezahlen verlassen können. 76 
 77 

 78 
Handlungsschwerpunkt I 79 

Stabile Finanzen durch nachhaltige Konsolidierung zur Entlastung der uns  80 
 finanzierenden Kreise und kreisfreien Städte 81 

 82 
Die Finanzpolitik der Koalition aus CDU und SPD in der Landschaftsversammlung Rheinland 83 

ist davon geprägt, für unsere Mitgliedskörperschaften ein verlässlicher und berechenbarer 84 
Partner bei der Entwicklung der Kommunalfinanzen zu sein. 85 

Vorrangig sind die nachhaltige Erfüllung der dem Landschaftsverband übertragenen Aufga-86 
ben und eine sparsame und wirtschaftliche Haushaltsführung bei größtmöglicher Rücksicht-87 

nahme auf die Haushaltslage unserer Mitgliedskörperschaften. 88 
Die Haushalte des Landschaftsverbandes sollen in Planung und Vollzug ausgeglichen sein. 89 
CDU und SPD werden die Anstrengungen zur Haushaltskonsolidierung fortsetzen. 90 

Dazu sollen in geeigneter Weise Personal- und Sachkosten, Arbeitsprozesse und Betriebs-91 
kosten des Landschaftsverbandes überprüft werden. 92 

Bei der Entwicklung der Personalkosten hat sich die eingeführte Budgetierung in ihren 93 
Grundzügen bewährt. Dieses Instrument wollen wir weiterentwickeln. Die Budgets werden 94 

den jeweiligen Tarifabschlüssen angemessen angepasst. Auch in der 14. Legislaturperiode 95 
soll die Budgetierung zu den wichtigen politischen Steuerungsmöglichkeiten gehören. 96 

CDU und SPD wollen, dass der LVR  alle Einnahmemöglichkeiten ausschöpft. Ansprüche ge-97 
genüber Dritten und anderen Kostenträgern sind konsequent zu prüfen und zeitnah zu reali-98 

sieren. Bei den Einrichtungen des LVR ist zu überprüfen, ob sich die Kostendeckung verbes-99 
sern lässt.  100 

Gesetzlich nicht vorgeschriebene Maßnahmen und Projekte sollen auf ihre Wirksamkeit, 101 
Zielerreichung und Nachhaltigkeit überprüft werden. 102 

Auch bei den gesetzlichen Aufgaben sollen Schritte zur Dämpfung der Ausgabenzuwächse 103 
unternommen werden. 104 

 105 
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Die vom Landschaftsverband in den einzelnen Haushaltsjahren zu leistenden Konsolidie-106 
rungsbeiträge werden im Rahmen der Haushaltsberatungen von den Koalitionspartnern 107 

festgelegt. 108 
Die konsequente Begleitung des Konsolidierungsprozesses durch Vertreter der Fraktionen in 109 
der Arbeitsgruppe „Haushaltskonsolidierung“ hat sich bewährt und wird auch in der 14. Le-110 

gislaturperiode fortgesetzt. 111 
 112 

Bei der Gestaltung der Umlage erwarten unsere Mitgliedskörperschaften Verlässlichkeit und 113 
Planbarkeit. Im Interesse einer längerfristigen Planungssicherheit für die Mitgliedskörper-114 

schaften streben CDU und SPD an, ab dem Haushaltsjahr 2015 Zwei-Jahres-Haushalte auf-115 
zustellen. 116 

CDU und SPD ist bewusst, dass es bei den Kosten der Eingliederungshilfe erst dann eine 117 
deutliche Entlastung geben wird, wenn sich der Bund spürbar an den Kosten der Eingliede-118 

rungshilfe beteiligt. 119 
 120 

Der Landschaftsverband soll sich - gemeinsam mit anderen Trägern der Eingliederungs-121 
hilfe - bei der Vorbereitung des Bundesteilhabegesetzes aktiv positionieren und auf admi-122 

nistrativem und politischem Wege seine Erfahrung und Kompetenz auch für den späteren 123 
Gesetzesvollzug einbringen. 124 

 125 
Wir wollen die LVR-Kliniken in ihrer eigenverantwortlichen, wirtschaftlichen Betriebsführung 126 
stärken. Das Investitionsprogramm zur Modernisierung der Kliniken ist zügig fortzusetzen. 127 

Erforderliche Sanierungsmaßnahmen in den LVR-eigenen Schulen sollen zeitnah überprüft 128 
und umgesetzt werden. 129 

Bei der geplanten Bebauung des Ottoplatzes muss im Hinblick auf die Gestaltung und Finan-130 
zierung der Baumaßnahme der für den LVR beste Weg festgelegt werden. Die Maßnahme 131 

wird durch eine eigene Kommission des Landschaftsausschusses (analog Neubau Museum 132 
Xanten) begleitet. 133 

Bei allen Investitionen ist hinsichtlich Umfang und Dringlichkeit ein strenger Maßstab anzu-134 
legen. 135 

 136 
Eine wesentliche Beteiligung des Landschaftsverbandes ist die Provinzial Versicherung. Aus 137 

dieser Beteiligung generieren wir jährlich erhebliche Erträge. Die Koalitionspartner beken-138 
nen sich zur Beteiligung an der Provinzial als öffentlich-rechtlichem Versicherer. 139 

Der Landschaftsverband ist mehrheitlich an der Rheinischen Beamtenbau beteiligt. Die Be-140 
teiligungsgesellschaft soll verstärkt inklusive Wohnprojekte durchführen und die Kommunen 141 
mit ihren Kompetenzen beratend unterstützen. 142 

 143 
 144 

Handlungsschwerpunkt II 145 
Das kulturelle Erbe im Rheinland bewahren 146 

 147 
Die Kulturförderung gehört zu den wichtigen Aufgaben des LVR. Sie ist identitätsstiftend 148 

und imagebildend. Ihr Markenzeichen ist das hohe Maß an Fachlichkeit und Professionalität. 149 
Dies zu fördern und zu erhalten ist Ziel der Koalition von CDU und SPD. 150 

In allen Einzelbereichen – Archäologie, Museumsträgerschaft und Museumsförderung, Ar-151 
chivpflege und -beratung, landeskundliche Forschung, Denkmalschutz- und Denkmalpflege -  152 

verfügt der LVR über Experten, die in der Fachwelt und in der Öffentlichkeit große Reputati-153 
on genießen. Diese Qualität muss gesichert werden. Allerdings bedarf die Tätigkeit dieser 154 

Experten einer ständigen Sensibilität und  Transparenz ihrer Stellungnahmen und Entschei-155 
dungen im Hinblick auf allgemeine Verständlichkeit. 156 

 157 
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  158 
Bei notwendig werdenden Einsparungen sollen das fachliche Profil und die erreichte Qualität 159 

nicht in Frage gestellt werden. Zudem müssen Wissensmanagement und eine durchdachte 160 
und systematische Nachwuchsförderung gewährleistet werden. 161 
Der Exzellenz des Fachpersonals entspricht die Qualität der vielen Publikationen und Reihen. 162 

Sie haben ein Niveau, das sich mit universitären Reihen messen kann. Als Beispiel sei der 163 
„Rheinische Städteatlas“ genannt, dessen Fortführung gesichert werden muss. 164 

CDU und SPD vereinbaren, die bewährte Praxis beizubehalten und keinen Einfluss auf fach-165 
lich-wissenschaftliche Fragen zu nehmen. Die genannten Bereiche werden durch angemes-166 

sene Mittel- und Personalausstattung zukunftssicher gestaltet. 167 
 168 

Alle beschlossenen Netzwerkprojekte werden entsprechend der aktuellen Beschlusslage um-169 
gesetzt. Darüber hinaus stehen weitere Netzwerkprojekte grundsätzlich unter strengem 170 

Haushaltsvorbehalt. Im Hinblick auf das Netzwerkprojekt „Jüdisches Museum/Archäo-171 
logische Zone“ soll kurzfristig von der Verwaltung ein Deckelungsbeschluss vorgelegt wer-172 

den, der sich an den bisherigen Verwaltungsvorlagen orientieren soll. Die Arbeit der zur Be-173 
gleitung eingerichteten Gremien soll zügig fortgesetzt werden.  174 

Ebenso werden alle anderen Beschlüsse im Bereich der Kultur umgesetzt. 175 
Im Rahmen der Konsolidierungsbemühungen muss die Fortführung einzelner, schwach fre-176 

quentierter kultureller Einrichtungen des LVR kritisch überprüft werden. Tabus darf es dabei 177 
nicht geben. 178 
Hinsichtlich der Beteiligung an Stiftungen ist strenge Selbstbeschränkung angesagt. Die 179 

Stiftungsbeteiligungen müssen in der 14. Legislaturperiode einer kritischen Analyse unter-180 
zogen werden.  181 

Die LVR-eigenen Museen sollen bei hinreichenden Besucherzahlen in Bestand und Niveau 182 
gesichert werden. 183 

Eine Optimierung des gesamten Marketings der LVR-Museen wird Gegenstand der Überle-184 
gungen von CDU und SPD sein. Insbesondere bei der Fortentwicklung der „Vision 2020“ sind 185 

Marketingaspekte stärker zu berücksichtigen. Synergiemöglichkeiten durch Kooperation mit 186 
örtlichen Kultureinrichtungen sind zu prüfen. 187 

Bei der Vergabe von Mitteln aus der “Regionalen Kulturförderung“ ist auf Ausgewogenheit 188 
der Mittelverteilung im gesamten LVR-Gebiet zu achten, wobei die Qualität der geförderten 189 

Projekte oberstes Kriterium für die Mittelvergabe ist. 190 
Die Diskussion um die künftige Rolle der Abtei Brauweiler als LVR-Kulturzentrum und als 191 

Standort des Kunstfonds ist wieder aufzugreifen und abzuschließen.  192 
Das Dienstleistungsangebot des LVR-Archivberatungs- und Fortbildungszentrums (AFZ) in 193 
Sachen Papierrestaurierung, Mikroverfilmung und Digitalisierung ist auszubauen.  194 

 195 
 196 

Handlungsschwerpunkt III 197 
Inklusion – Konsequente Umsetzung des LVR-Aktionsplans zur Umsetzung 198 

der UN-Behindertenrechtskonvention 199 
(Inklusion beim LVR – Beratung, Service und Kompetenz) 200 

 201 
CDU und SPD wollen den Inklusionsprozess im Rheinland noch stärker als bisher schon vo-202 

ranbringen.  203 
Vor diesem Hintergrund wird in der neuen Wahlperiode 2014 – 2020 ein Inklusionsaus-204 

schuss gebildet. Dieser Inklusionsausschuss ersetzt die bisherige Kommission Inklusion.  205 
 206 

Ziel und Aufgabe des neuen Inklusionsausschusses ist es, gemeinsam mit der Verwaltung 207 
des LVR die Beratung und den Service des LVR – zur Thematik Inklusion – partnerschaftlich 208 

in die Mitgliedskörperschaften einzubringen, um mitzuhelfen, Sozialräume inklusiv zu ge-209 
stalten.  210 
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In diesem neu gebildeten Inklusionsausschuss sollen, sobald die rechtlichen Rahmenbedin-211 
gungen dafür geschaffen sind, neben den Mitgliedern der Landschaftsversammlung auch 212 

Menschen mit Behinderungen selbstvertretend und gleichberechtigt mitwirken.  213 
Um dieses Ziel zu erreichen, werden CDU und SPD eine Initiative an den Landesgesetzgeber 214 
richten, um nach dem Vorbild der Jugendhilfeausschüsse den gesetzlichen Rahmen für eine 215 

demokratische Partizipation zu schaffen. 216 
 217 

Bis zur Umsetzung dieser angestrebten gesetzlichen Regelung wird neben dem Inklusions-218 
ausschuss ein begleitendes Gremium geschaffen. Diesem Gremium sollen Mitglieder des 219 

Inklusionsausschusses, selbstvertretende Mitglieder in gleicher Anzahl sowie beratende Ver-220 
treter der Träger angehören.  221 

 222 
Die Öffentlichkeitsarbeit des LVR zur Thematik Inklusion – im Sinne der Bewusstseinsbil-223 

dung – ist eng mit dem neu gebildeten Inklusionsausschuss abzustimmen.  224 
 225 

Wir werden die Verwaltung beauftragen, eine sogenannte „Inklusions-App“ zu entwickeln 226 
bzw. entwickeln zu lassen, mit der alle Bemühungen des LVR zum Thema „Inklusion“ fort-227 

laufend abrufbar sind. Diese ist in regelmäßigen Abständen fortzuschreiben und soll –228 
schrittweise unter Einbezug der Kommunen – letztlich auch alle diesbezüglichen Angebote 229 

der Kommunen umfassen (Langzeitprojekt). 230 
 231 
 232 

Handlungsschwerpunkt IV 233 
Inklusive Lebensverhältnisse für Menschen mit Behinderungen schaffen 234 

Leitlinie der Sozialpolitik im LVR ist für CDU und SPD die weitere konsequente Um-235 
setzung der UN BRK 236 

 237 
Die Koalitionsfraktionen gehen von auch zukünftig linear ansteigenden Fallzahlen und Kos-238 

tenentwicklungen im Bereich der Hilfen für Menschen mit Behinderung aus.  239 
CDU und SPD wollen die Eingliederungshilfeleistungen des LVR zu personenzentrierten Teil-240 

habeleistungen und zu einem modernen Teilhaberecht weiterentwickeln. Dazu wird auch die 241 
Inanspruchnahme des „Persönlichen Budget“ weiter gefördert.  242 

Der Landschaftsverband Rheinland wird seine Arbeit auf die neuen Vorgaben des Bundes-243 
teilhabegesetzes ausrichten. Die individuelle Hilfeplanung wird als Zugangssteuerung zu 244 

einer umfassenden, trägerübergreifenden Bedarfsermittlung, -feststellung und Hilfeplanung 245 
weiterentwickelt.  246 
CDU und SPD wollen, dass der LVR  federführender/gesetzlich beauftragter Leistungsträger 247 

zur Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes wird, um so den Menschen mit Behinderung 248 
Leistungen aus einer Hand anzubieten. Im Rahmen der Zuständigkeitsklärung mit anderen 249 

Kostenträgern  wird die Leistungserbringung beschleunigt.  250 
Im Interesse der antragstellenden Menschen mit Behinderung wollen CDU und SPD eine 251 

verantwortbare Entbürokratisierung des Hilfeplanverfahrens und eine Optimierung des Kos-252 
tenübernahmeverfahrens. 253 

CDU und SPD werden sicherstellen, dass die Bedarfsermittlung unter Mitwirkung der betrof-254 
fenen Menschen mit Behinderung geschieht.  Dazu gehört auch die notwendige umfassende, 255 

qualifizierte und verständliche Beratung und Begleitung. 256 
Im Vorgriff auf die zu erwartenden Veränderungen durch das Bundesteilhabegesetz werden 257 

CDU und SPD in den Bereichen Wohnen, Arbeit, Beschäftigung, Ausbildung sowie Freizeit 258 
beispielhafte Modelle entwickeln, fördern und im Hinblick auf weitere Umsetzbarkeit evaluie-259 

ren.  260 
Der LVR wird seine Infrastrukturverantwortung zur Gestaltung der Sozialräume, orientiert 261 

am Ziel der Inklusion, wahrnehmen. 262 
 263 
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Vor dem Hintergrund der demographischen Entwicklung werden CDU und SPD sich dafür 264 
einsetzen, dass die bisherigen ambulanten Wohnformen für behinderte alte Menschen aus-265 

gebaut und gefördert und neue Wohnformen entwickelt werden. Seniorinnen und Senioren 266 
mit Behinderung benötigen aufgrund ihrer Lebenssituation eine tagesgestaltende Beschäfti-267 
gungsstruktur. Eine inklusive Angebotsstruktur für diesen Personenkreis muss auch für 268 

Menschen offen stehen, die ambulant betreut werden.  269 
 270 

CDU und SPD werden  unter Beteiligung der Verwaltung und im Dialog mit den Verbänden 271 
der Menschen mit Behinderung die Fachdiskussion bei der Erarbeitung des Bundesteilhabe-272 

gesetzes begleiten. 273 
Die Fraktionen von CDU und SPD setzen sich ein für die Fortführung des Programms der 274 

Betriebsintegrierten Arbeitsplätze mit einem Konzept zur Umwandlung in feste Arbeitsplätze 275 
beim LVR.  276 

Darüber hinaus vereinbaren die Partner von CDU und SPD, gemeinsam Initiativen zu ergrei-277 
fen, um die Zuständigkeit für die Vermittlung von schwerbehinderten Menschen am Ar-278 

beitsmarkt von der Bundesagentur für Arbeit wieder zurück in die Zuständigkeit der Land-279 
schaftsverbände zu verlagern. 280 

 281 
 282 

Handlungsschwerpunkt V 283 
Psychiatrie, Forensik und Orthopädie weiterentwickeln und bauliche Substanz 284 

sichern 285 

 286 
CDU und SPD sind sich darüber einig, dass die politischen Bemühungen zur Verbesserung 287 

der pauschalierenden Entgelte für Psychiatrie und Psychosomatik (PEPP), verbunden mit 288 
Bestrebungen zur Beseitigung der Fehlanreize in diesem System, aufrecht erhalten bleiben 289 

müssen. 290 
  291 

Wir werden das beschlossene 492 Mio.-Investitionsprogramm ohne Abstriche umsetzen. 292 
Zur Entlastung des LVR soll hierbei noch nachhaltiger die aktive Vermarktung nicht mehr 293 

benötigter Flächen und Gebäude betrieben werden. 294 
 295 

Diese Vermarktung soll in Zusammenarbeit mit den Kliniken und den Gemeinden vor Ort 296 
erfolgen. 297 

 298 
Die derzeitigen Versorgungsangebote sollen – klinikspezifisch – weiter qualifiziert und diffe-299 
renziert werden.  300 

 301 
Hierbei sollen weitere spezialisierte Stationen geschaffen werden, z.B. für Menschen mit 302 

Depressionen. Für geistig behinderte Erwachsene und Menschen mit Migrationshintergrund 303 
sollen spezielle Plätze geschaffen werden, die sicherstellen, dass die notwendige, sehr in-304 

tensive Betreuung gewährleistet wird. 305 
 306 

Die Bemühungen um eine geschlechtsspezifische, auch medikamentös differenzierende The-307 
rapie (zwischen Männern und Frauen) sind weiter zu verstärken. 308 

 309 
Im Bereich der Hilfen für Kinder psychisch kranker Eltern sollen zum Wohle dieser Kinder 310 

und zur Vermeidung von kostspieligen stationären Unterbringungen weiterhin Verbesserun-311 
gen erreicht werden. Der LVR wird auch in Zukunft bestehende Projekte der Kommunen 312 

und/oder freier Träger begleiten und unterstützen.  313 
 314 
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Gerontopsychiatrische Angebote sollen in Kooperation mit Somatischen Krankenhäusern 315 
(Geriatrischen Kliniken) und Hausärzten hin zu Geriatrischen Zentren weiterentwickelt wer-316 

den. 317 
 318 
Regionale Konzepte sind auch in Bezug auf die Versorgung der Kliniken mit Nahrungsmitteln 319 

zu entwickeln. Durch stärkeren Einbezug regionaler Anbieter soll zum Einen dem Gedanken 320 
der Nachhaltigkeit Rechnung getragen werden, zum Anderen die jeweilige Klinik auch wirt-321 

schaftlich stärker im Netzwerk der Region verankert werden. 322 
 323 

Insbesondere bei psychiatrischen Patienten haben Ernährung sowie Nahrungszubereitung 324 
eine hohe therapeutische Bedeutung, z.B. auch zur Gestaltung des Tagesablaufes. 325 

Beispiele anderer Kliniken aus dem Bereich des LWL zeigen, dass eine Nahrungszubereitung 326 
vor Ort (statt Fremdlieferung) unter Einbezug der Patienten mit regional erzeugten Produk-327 

ten nicht nur dem Therapieerfolg dient, sondern sich ökonomisch rechnet. Durch Pilotpro-328 
jekte zum Thema „Ernährung“ sollen Erkenntnisse gewonnen werden.  329 

 330 
Regionale Konzepte der Kinder- und Jugendpsychiatrie zur Versorgung von Kindern und Ju-331 

gendlichen mit psychischen Störungen sollen gemeinsam mit der örtlichen Jugendhilfe und 332 
den freien Trägern weiterentwickelt werden.  333 

 334 
Angebote für chronisch kranke Menschen, die über einen längeren Zeitraum Hilfe benötigen, 335 
sollen verbessert werden. Dazu sollen u.a. Behandlungen und Betreuungsleistungen ver-336 

knüpft und als komplexe Leistung angeboten werden.  337 
Wir werden durch eine flächendeckende Implementierung auch alternativer Behandlungs-338 

methoden Zwangsmaßnahmen in unseren Kliniken weiter reduzieren. 339 
 340 

In den Kliniken des LVR soll die Personalentwicklungspflege und Nachwuchsförderung noch 341 
weiter gestärkt werden. Sie sollen sich so auch weiterhin als attraktiver Arbeitgeber etablie-342 

ren.  343 
 344 

Die Fraktionen von CDU und SPD bekennen sich zu ihrer nach Landschaftsverbandsordnung 345 
normierten Zuständigkeit für die Orthopädische Klinik in Viersen. Wir wollen die Träger-346 

schaft behalten und werden zugleich die wirtschaftlichen Verhältnisse der Klinik stabilisie-347 
ren. 348 

 349 
 350 

Handlungsschwerpunkt VI 351 

Rahmenbedingungen für Kinder und Jugendliche weiter verbessern 352 
 353 

Die in den vergangenen Wahlperioden praktizierte und erfolgreiche sehr gute interfraktio-354 
nelle Zusammenarbeit im Landesjugendhilfeausschuss, die geprägt war von einer weit 355 

überwiegenden Anzahl von einstimmigen Beschlüssen, soll im Sinne der Kinder und Jugend-356 
lichen auch in den folgenden Jahren fortgesetzt werden. 357 

Die Inklusion ist auch im Bereich der Kinder- und Jugendarbeit des LVR für uns von großer 358 
Bedeutung. 359 

Die am Ende der letzten Wahlperiode beschlossene Kindpauschale soll umgesetzt werden. 360 
Dabei sollen die Erkenntnisse aus dem laufenden Monitoringprozess Beachtung finden. 361 

Damit die Erkenntnisse aus dem gerade angelaufenen Monitoringprozess berücksichtigt und 362 
zeitlich angemessen umgesetzt werden können, wird die endgültige Umsetzung auf den Be-363 

ginn des Kindergartenjahres 2016/17 festgesetzt. Dies auch, um nunmehr sehr präzise und 364 
verständliche Ausführungsbestimmungen zur Umsetzung dieses tiefgreifenden Beschlusses 365 

zu entwickeln.  366 
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Hierbei sind u.a. die Details aus der Vereinbarung mit den Krankenkassen zu klären, Stan-367 
dardanforderungen wie Raumprogramme etc. müssen ebenso überprüft werden wie der 368 

vorgesehene Zeitplan. 369 
Des Weiteren sollen Unterstützungsangebote im Rahmen der Umsetzung der Kindpauschale 370 
für die Träger und Einrichtungen angeboten und durch Veranstaltungen begleitet werden. 371 

Ein Konzept zur inklusiven Betreuung für die Tagespflege und zur Qualifizierung der Tages-372 
pflegepersonen soll entwickelt und umgesetzt werden. 373 

Das Thema „Offene Ganztagsschule als inklusiver Bildungsort“ muss in Kooperation mit den 374 
Schulen stärker begleitet werden. 375 

Das Arbeitsfeld „Jugendarbeit und Inklusion“ soll weiterentwickelt werden. 376 
 377 

Darüber hinaus soll eine Qualitätsinitiative für die Arbeit in Kitas bzw. bei Tageseltern entwi-378 
ckelt, gestartet und begleitet werden. 379 

 380 
Das „Netzwerk frühe Förderung/Kinderarmut“ soll weiter unterstützt und ausgebaut werden. 381 

Es wird ein Fachdiskurs zur möglichen Integration von unbegleiteten minderjährigen Flücht-382 
lingen stattfinden. 383 

 384 
Im Themenfeld „Jugendarbeit“ wollen wir uns mit dem Thema „Jugendarbeit und Migration“, 385 

z.B. im Zusammenhang zu Fragen der Islamisierung beschäftigen. 386 
Des Weiteren soll sich der Landesjugendhilfeausschuss mit dem Thema „Jugendarbeit und 387 
Rechtsradikalisierung“ befassen.  388 

Das LVR-Programm „Internationale Jugendarbeit an Orten der Erinnerung in Europa“ soll 389 
fortgeführt werden. 390 

 391 
Im Hinblick auf die Modellförderung aus Mitteln der Sozial- und Kulturstiftung des LVR soll 392 

ein neues, den Bedürfnissen und Möglichkeiten angepasstes Konzept entwickelt werden.  393 
 394 

Wir wollen den Ausbau des Pflegekinderwesens und  werden zu dessen Entwicklung Hilfe-395 
stellungen leisten. 396 

Darüber hinaus wollen wir eine grundsätzliche fachliche Diskussion über die heutigen Aufga-397 
ben bzw. den Stellenwert des Landesjugendamtes anstoßen. 398 

Im Bereich der Jugendhilfe Rheinland werden wir ein neues Konzept zur Betriebsleitung 399 
entwickeln und organisatorisch sowie personell umsetzen. Die Besetzung der Betriebsleitung 400 

erfolgt durch eine Fachkraft im Sinne des § 72 SGB VIII. 401 
Im Rahmen des Betriebes der Jugendhilfe Rheinland sollen Angebote zur beruflichen Ausbil-402 
dung erhalten bleiben.  403 

 404 
 405 

Handlungsschwerpunkt VII 406 
Baumaßnahmen des LVR - Inklusive Wohnverhältnisse für Menschen mit Behinde-407 

rung schaffen und Sicherung der Standorte der Verwaltung bei besserer Nutzung 408 
der Raumkapazitäten 409 

 410 
Neubauten und Sanierungsmaßnahmen des LVR richten sich nach den Grundsätzen von 411 

Nachhaltigkeit und sind am tatsächlichen Bedarf orientiert. 412 
Die Grundsätze des barrierefreien Bauens werden umgesetzt und so die Barrierefreiheit aller 413 

Gebäude des LVR schrittweise hergestellt. 414 
 415 

Wir sind der Überzeugung, dass das gemeinsame Wohnen von Menschen mit und ohne Be-416 
hinderungen ein wichtiger Beitrag zum inklusiven Leben ist. 417 

418 
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Für erwachsene Menschen mit Behinderungen wollen wir insbesondere inklusives Wohnen 419 
weiter fördern. Dies soll auch über die Rheinische Beamten-Baugesellschaft (RBB) mit Sitz 420 

in Köln geschehen, die sich mehrheitlich im Eigentum des Landschaftsverbandes Rheinland 421 
befindet. 422 
 423 

Die RBB soll inklusive Projekte durchführen (z.B. in den Bereichen soziale Reha, HPH, ta-424 
gesklinischer Bereich, Kitas) und soll sich darüber hinaus zu einem Berater der Kommunen 425 

in Sachen Inklusionsprojekte entwickeln. Notwendige Finanzmittel hierfür sind zur Verfü-426 
gung zu stellen. Gegebenenfalls soll hier zusätzliches privates Engagement akquiriert wer-427 

den.  428 
 429 

Die Schnittstellen zwischen LVR-Gebäude- und Liegenschaftsmanagement und der RBB 430 
müssen bereinigt und die jeweiligen Aufgabenkompetenzen geklärt werden. Das für Bauen 431 

zuständige Dezernat soll in die Geschäftsführung der neu aufgestellten Gesellschaft einge-432 
bunden werden.  433 

Die Gesellschaft soll einen neuen Namen erhalten. 434 
 435 

Auch andere Träger von Wohnungsbauprojekten können gefördert werden. Öffentlicher 436 
Wohnungsbau, bei dem Menschen mit Behinderungen mit geringem finanziellen Aufwand 437 

Genossenschaftsanteile erwerben können und hierdurch Mitspracherechte bei Wohnungs-438 
bauprojekten erhalten, sollen durch zur Verfügung gestellte zinslose Darlehen gefördert 439 
werden. Hierfür wird ein fester Betrag im Haushalt bereitgestellt.  440 

Förderungsfähig sind sowohl Neubauten als auch die Sanierung von Bestandsobjekten, ins-441 
besondere auch Gebäude, die unter Denkmalschutz stehen. 442 

 443 
Besondere Wohnformen für Menschen mit bestimmten Behinderungen wie z.B. Autismus, 444 

sollen ebenfalls gefördert werden. Hier können die Erfahrungen des Landschaftsverbandes 445 
Westfalen-Lippe (LWL) genutzt werden. 446 

 447 
Die Fraktionen von CDU und SPD werden auch zukünftig ihr Bauverhalten an ökologischen 448 

Grundsätzen ausrichten, gleichzeitig jedoch ökonomische Vernunft, Nachhaltigkeit und Wirt-449 
schaftlichkeit verlangen. 450 

 451 
Als konkrete anstehende Maßnahme wird die Bebauung des Ottoplatzes zügig vorangetrie-452 

ben. 453 
CDU und SPD sind sich einig, dass ein städtebaulich attraktiver Neubau anstelle aller bishe-454 
rigen Aufbauten auf dem Grundstück am Ottoplatz in Deutz unter optimaler Ausnutzung 455 

möglicher Raumkapazitäten errichtet werden soll. 456 
Hierdurch soll u.a. gewährleistet werden, dass alle Bereiche der Zentralverwaltung (einschl. 457 

InfoKom) am Standort Deutz bleiben können. 458 
Im Hinblick auf die Finanzierung/Umsetzung der Baumaßnahme muss der für den LVR beste 459 

Weg festgelegt werden.  460 
 461 

Die Reform des Gesundheitswesens beim LVR hat dazu geführt, dass viele Zuständigkeiten 462 
der Querschnittausschüsse auf die Krankenhausausschüsse delegiert worden sind. 463 

Nicht zuletzt die Umsetzung des 500 Mio.-Euro-Sanierungsprogrammes für den gesamten 464 
Bereich der LVR-Kliniken machte deutlich, mit welch hoher Verantwortung die Mitglieder der 465 

Krankenhausausschüsse agieren müssen.  466 
 467 

Um diese verantwortungsvolle Aufgabe der Krankenhausausschüsse zu unterstützen, wer-468 
den die Fraktionen von CDU und SPD beantragen, zukünftig Bauvorlagen der Kliniken dem 469 

Bauausschuss vorab zur Kenntnis zu geben, damit von dort eine baufachliche Stellungnah-470 
me erfolgt. 471 
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 472 
Der interfraktionelle Arbeitskreis zur Begleitung der Umsetzung des 492 Mio.-Euro-473 

Sanierungsprogrammes der Kliniken soll erhalten bleiben. 474 
Im Bereich Umwelt unterstreichen beide Fraktionen die positive Arbeit der durch den LVR 475 
geförderten Biologischen Stationen.  476 

Die im regionalen Bezug stehende erfolgreiche Umweltarbeit der Biologischen Stationen soll  477 
daher über den bisherigen Rahmen hinaus als außerschulischer Lernort gefördert bleiben. 478 

Das Land NRW wird aufgefordert, dies bei der Förderung des Landschaftsverbandes im GFG 479 
jährlich angemessen zu berücksichtigen. Zukünftige Kürzungen des Landes können nicht 480 

durch weitere Belastung der Mitgliedskörperschaften ausgeglichen werden. 481 
 482 

 483 
Handlungsschwerpunkt VIII 484 

Förderschulen des LVR im Wandel 485 
Die Schulpolitik der Fraktionen von CDU und SPD richtet sich am Wohle des ein-486 

zelnen Kindes aus 487 
 488 

Der gesellschaftliche Prozess der Inklusion tangiert insbesondere auch den Bereich der För-489 
derschulen. Der Landschaftsverband Rheinland ist Schulträger von 37 Förderschulen und 490 

2 Schulen für Kranke. Körperbehinderte, sinnes- und sprachbehinderte, verhaltensauffällige 491 
und kranke Schülerinnen und Schüler werden dort unterrichtet und gefördert. 492 
Darüber hinaus sind auch die Kreise, Städte und Gemeinden im Verwaltungsgebiet des LVR 493 

Träger von Förderschulen. 494 
Um den Inklusionsprozess rheinlandweit optimal zu begleiten und zu steuern, sind die Frak-495 

tionen von CDU und SPD bereit, die Trägerschaft aller Förderschulen im Rheinland zu über-496 
nehmen. Dies soll jedoch nur dann geschehen, wenn der bisherige Träger dies ausdrücklich 497 

wünscht.  498 
 499 

Alle Schulen des LVR sind barrierefrei zu gestalten. Außerdem sollen nach dem gemeinsa-500 
men Willen der Fraktionen von CDU und SPD alle Schulen in einem baulich guten Unterhal-501 

tungszustand geführt werden.  502 
 503 

Erklärtes Ziel der beiden Fraktionen ist es, das gemeinsame Lernen von Schülerinnen und 504 
Schülern mit und ohne Behinderungen zu ermöglichen.  505 

Deshalb wollen wir auch die Möglichkeit schaffen, die LVR-Schulen für nichtbehinderte Schü-506 
lerinnen und Schüler zu öffnen.  507 
Ein weiterer Weg, das gemeinsame Lernen zu fördern, ist die Fortführung der Inklusions-508 

pauschale in der bisherigen Form. Wir wollen auch weiterhin den Schulträgern mit der In-509 
klusionspauschale auf freiwilliger Basis Unterstützung leisten, bspw. bei Umbaumaßnahmen 510 

oder der Anschaffung von technischen Hilfsmitteln. 511 
 512 

Unabhängig von der Frage der Entwicklung der einzelnen Förderschulen werden wir in je-513 
dem Fall die Fachkompetenz der Förderschulen und ihres engagierten Fachpersonals erhal-514 

ten.  515 
 516 

Darüber hinaus wird der LVR mit Fachexperten für alle Schulen eine Konzeption zur Beschu-517 
lung von Kindern und Jugendlichen mit besonders herausforderndem Verhalten entwickeln.  518 

519 
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 520 
 521 

Handlungsschwerpunkt IX 522 
Der LVR-Verbund Heilpädagogischer Hilfen mit seinen zahlreichen Einrichtungen 523 

für geistig behinderte Menschen soll nachhaltig weiterentwickelt werden 524 

 525 
 526 

Um dieses Ziel zu erreichen, wird der LVR bedarfsgerechte Leistungen für Menschen mit 527 
geistiger Behinderung anbieten. 528 

Hierbei sollen spezialisierte Leistungen für Menschen mit besonderem Hilfebedarf auf- und 529 
ausgebaut werden.  530 

Wir wollen moderne Therapieformen und innovative technische Entwicklungen, die das Le-531 
ben von Menschen mit Behinderungen erleichtern, begleiten. Wir unterstützen neue Thera-532 

pien und innovative technische Entwicklungen in ihrer Erprobungsphase. Wir akzeptieren 533 
dabei, dass am Ende der Erprobungsphase auch ein Scheitern der Erprobung stehen kann. 534 

 535 
Die Teilhabe am Arbeitsleben soll durch personenzentrierte Arbeit gefördert werden. 536 

Angemessene Tagesstrukturen für Seniorinnen und Senioren sollen ausgebaut werden. 537 
Plätze für sog. Verhinderungspflege sollen in ausreichendem Maße geschaffen werden. 538 

Wohn- und Pflegegemeinschaften sollen aufgebaut werden, die ambulante Pflege inklusive 539 
der Tagespflege soll auf- und ausgebaut werden. 540 
 541 

Wir beabsichtigen, die Vorgaben des geplanten Bundesteilhabegesetzes zeitnah zu realisie-542 
ren.  543 

 544 
Im gesamten Bereich des LVR-Verbundes Heilpädagogische Hilfen mit seinen Einrichtungen 545 

soll konsequent und zügig der Ausbau der Barrierefreiheit gewährleistet werden. 546 
Wir unterstützen ausdrücklich und nachhaltig Projekte zum „Wohnen im Quartier“.  547 

Ausdrücklich fördern wir die Wirtschaftlichkeit im Handeln der Eigenbetriebe im Rahmen des 548 
LVR-Verbundes Heilpädagogische Hilfen. Hierbei muss zugleich eine auskömmliche Finanzie-549 

rung gesichert werden. 550 
Für unser Institut Kompass werden wir die im Rahmen der Evaluation identifizierten Verbes-551 

serungspotenziale nutzen. 552 
 553 

Die Fraktionen von CDU und SPD unterstützen ausdrücklich den Ausbau der Zusammenar-554 
beit mit anderen Trägern sowie die regionalen Partizipations- und Teilhabemöglichkeiten.  555 
 556 

 557 
Handlungsschwerpunkt X 558 

Bürgernahe, flexible und moderne Verwaltung stärken 559 
 560 

Der Landschaftsverband Rheinland mit seinen hochqualifizierten Mitarbeiterinnen und Mitar-561 
beitern soll der zukünftigen Entwicklung als moderner Dienstleister gerecht werden. CDU 562 

und SPD sehen die Notwendigkeit, bestimmte Prüfungsabläufe innerhalb der Verwaltung zu 563 
optimieren. 564 

 565 
Die dem Personaldezernenten zugeordnete Gruppe „Organisationsuntersuchungen“ wird 566 

personell gestärkt und überprüft in den nächsten sechs Jahren alle Strukturen, Arbeitsab-567 
läufe, Aufgaben und Arbeitsbelastungen in allen Bereichen des LVR mit dem Ziel, Überbelas-568 

tungen zu beheben und Aufgaben des LVR kritisch auf ihre aktuelle Notwendigkeit hin zu 569 
überprüfen.  570 

 571 
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CDU und SPD streben an, dass zukünftig Fortbildungen für die Mitarbeiterinnen und Mitar-572 
beiter des gesamten LVR an einem geeigneten Standort – im Gebiet des Rheinlandes – un-573 

ter Berücksichtigung der Kostenoptimierung stattfinden sollen. Hierzu soll die Verwaltung 574 
geeignete Vorschläge unterbreiten. 575 
 576 

Der Bereich der IT (InfoKom) soll fortentwickelt werden. Angestrebt wird eine Kooperation 577 
mit anderen kommunalen IT-Unternehmen. InfoKom soll zu diesem Zweck entsprechende 578 

Kontakte im Rheinland, Nordrhein-Westfalen aber auch überregional knüpfen und mögliche 579 
Kooperationen prüfen.  580 

581 
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Sonstige Vereinbarungen 582 
 583 

CDU und SPD vereinbaren, dass die politische Repräsentation durch den Vorsitzenden und 584 
drei Stellvertreter/-innen erfolgt.  585 
Die Wahl zum Vorsitzenden der Landschaftsversammlung Rheinland erfolgt auf Vorschlag 586 

der SPD-Fraktion. Gleichzeitig wird auf Vorschlag der CDU-Fraktion die 1. Stellvertretende 587 
Vorsitzende gewählt. 588 

Der Vorsitzende der Landschaftsversammlung Rheinland gibt sein Amt zum 01.05.2018 ab. 589 
Ab diesem Zeitpunkt wird der Vorsitz durch die 1. Stellvertretende Vorsitzende übernom-590 

men.  591 
Es wird vereinbart, dass die politische Repräsentation in gegenseitigem Einvernehmen wei-592 

testgehend paritätisch zwischen den Koalitionspartnern erfolgt. Dabei sind auch die Vorsit-593 
zenden der Fachausschüsse angemessen einzubeziehen.  594 

 595 
Die Landesdirektorin, Frau Ulrike Lubek, wird zum frühestmöglichen Zeitpunkt wiederge-596 

wählt. 597 
Frau Renate Hötte (Erste Landesrätin/Finanz- und Bau-Dezernentin) wird als Finanzdezer-598 

nentin zum frühestmöglichen Zeitpunkt wiedergewählt. 599 
Die Funktion des Ersten Landesrates geht zum frühestmöglichen Zeitpunkt auf einen von 600 

der CDU vorgeschlagenen Dezernenten über.   601 
 602 
 603 

Köln, 19.09.2014 604 
 605 

 606 
 607 

 608 
Rolf Einmahl       Prof. Dr. Jürgen Rolle 609 

CDU-Fraktionsvorsitzender LVR    SPD-Fraktionsvorsitzender LVR   610 
 611 

 612 
 613 

 614 
 615 

Frank Boss       Thomas Böll 616 
CDU-Fraktionsgeschäftsführer LVR    SPD-Fraktionsgeschäftsführer LVR 617 
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